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ZEITGESPRÄCH

Eine umweltorientierte 
Weiterentwicklung des Steuer- und 

Abgabensystems?
Bedarf das gegenwärtige Steuer- und Abgabensystem einer Ausrichtung auf 
öi<ologische Ziele? Ingrid Matthäus-Maier, Birgit Breuel, Dr Tyll Neckerund 

Professor Ernst von Weizsäcker nehmen Stellung.

Ingrid M atthäus-M a ie r

Eine ökologische Orientierung ist notwendig

Die Erhaltung der natürlic lien 
Umwelt ist zweife llos eine der 

großen Herausforderungen für die 
Politik der 90er Jafire. Es geht nicht 
mehr nur um die bloße Korrektur 
einzelner Fehlentw icklungen, son
dern um die Bewahrung des öko lo
gischen System s insgesam t und 
um die Abw ehr g lobaler Gefahren, 
die unsere Um welt und dam it un
sere Zukunft, vor allem aber die Z u
kunft künftiger Generationen bedro
hen.

Bisher war Um weltschutz -  von 
wenigen Ausnahm en abgesehen -  
gleichbedeutend m it dem  Einsatz 
ordnungsrechtlicher Instrum ente 
wie Gebote, Verbote und Auflagen 
oder wurde als Ausdruck des G e
meinlastprinzips ganz dem Staat 
überlassen. Die politische Praxis 
steht insoweit in einem deutlichen 
Kontrast zu w irtschaftsw issen
schaftlichen Erkenntnissen: Späte
stens seit Pigou ist bekannt, daß 
Umweltschutz nicht gegen die 
Marktwirtschaft betrieben werden 
muß, sondern ganz im G egenteil 
die M arktw irtschaft w ie kein ande
res W irtschaftssystem  geeignet ist, 
über Preissignale für W irtschaft und
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Verbraucher w irksam e Anreize für 
um w eltverträgliches Verhalten zu 
geben. Voraussetzung dafür ist, daß 
die Natur -  sei es in Form nichtrege- 
nerierbarer Rohstoffe, sei es in 
Form der Um weltgüter reine Luft, 
sauberes W asser oder unbelasteter 
Boden -  bei der w irtschaftlichen Ver
wendung ebenso als knapper Fak
tor behandelt wird w ie Arbeit und 
Kapital. Die klassischen Instru
mente der Um weltpolitik müssen 
dafür durch neue Lösungsansätze 
ergänzt werden.

Die SPD hat ein Konzept für eine 
ökologische M odernisierung der 
Volksw irtschaft entw ickelt, das die 
Um weltpolitik mit anderen Politikbe
reichen, besonders der Finanz-, 
W irtschafts- und Sozialpolitik, ver
zahnen soll. Die ökologische W eiter
entw icklung des Steuer- und Abga
bensystem s besitzt hierbei beson
dere Priorität. Die Steuerpolitik 
kann beim  Um weltschutz einen 
w ichtigen Beitrag leisten. Unser 
heutiges Steuersystem  legt einen 
schonenden Umgang mit Arbeit und 
Kapital nahe und provoziert dam it 
den unbedachten Um gang mit der 
Natur, m it der Folge, daß wir sie bis

an die Grenzen ihrer Belastbarkeit 
und darüber hinaus ausbeuten.

G rundgedanke des SPD-Kon- 
zeptes zur ökologischen W eiterent
w icklung des Steuer- und A bga
bensystem s ist es, die dynam i
schen und innovativen Kräfte der 
M arktw irtschaft in den Dienst des 
Um weltschutzes zu stellen. Ein 
m arktw irtschaftliches Um weltkon
zept verursacht keine neuen Ko
sten, sondern deckt nur vorhan
dene Kosten auf und sorgt über die 
Veränderung der relativen Preise 
dafür, daß W irtschaft und Verbrau
cher sich um die Verringerung und 
Vermeidung dieser Kosten bemühen.

Besteuerung 
des Energieverbrauchs

Da eine der Hauptursachen für 
die Um weltzerstörung und für die 
drohende Klim akatastrophe der 
hohe Verbrauch an Energie ist, 
steht eine ökologisch w irksam e Be
steuerung des Energieverbrauchs 
im M ittelpunkt unserer Überlegun
gen. Es geht uns darum, den unbe
dachten, verschwenderischen Um 
gang mit Energie stärker zu be la
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sten und zugleich m arktw irtschaftli
che Anreize zu bieten, durch in te lli
gente Techniken die Energieproduk
tivität zu steigern.

Vorgesehen ist, die Preise für fos
sile Endenergieträger über beste
hende Energiesteuern deutlich an
zuheben. Die Preise für verble ites 
Benzin würden um etwa 50 Pfennig, 
für unverbleites Benzin um 45 P fen
nig und für Diesel um 40 Pfennig je 
Liter steigen, leichtes Heizöl würde 
sich um 9 Pfennig, schweres Heizöl 
um 4 Pfennig je Liter verteuern, der 
Preis für Erdgas würde um 5,8 P fen
nig je Kubikm eter angehoben. Mit 
der Erhöhung der Energiepreise in 
d ieser Größenordnung sollen not
wendige Anreize zur Energieein
sparung gegeben werden. Bedingt 
durch die beiden Ö lkrisen in den 
70er Jahren hatten die Energie
preissteigerungen zu einem Rück
gang des Pro-Kopf-Energiever- 
brauchs geführt. Inzwischen sind je 
doch infolge der gesunkenen Preise 
die Anstrengungen zur Energieein
sparung w ieder zum Erliegen ge 
kommen; seit 1988 ist der Pro-Kopf- 
Verbrauch an Energie sogar erneut 
deutlich angestiegen. Nur durch 
eine spürbare Verteuerung der 
Energie können deshalb die nicht 
ausgeschöpften E insparpotentiale 
m obilis iert werden.

Entlastungsmaßnahmen

Bei der ökologischen W eiterent
w icklung des Steuer- und A bga
bensystem s geht es der SPD um 
Um weltschutz, nicht um die Be
schaffung neuer finanzie ller Mittel 
für den Staat über den Umweg einer 
höheren Energiebesteuerung. Das 
zusätzliche S teueraufkom m en in e i
ner G rößenordnung von rund 30 
Mrd. DM soll deshalb an Bürger und 
W irtschaft im vollen Umfang und zur 
gleichen Zeit zurückgegeben wer
den. Im einzelnen sind folgende 
Entlastungsm aßnahm en vorge

sehen;
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□  Die Lohn- und E inkom m en
steuer wird insgesam t um rund 15 
Mrd. DM gesenkt. A llein die deutli
che Anhebung des G rundfre ibe
trags um rund 2500 DM auf 8150 
DM für Ledige und rund 5000 DM 
auf 16300 DM für Verheiratete be
deutet eine jährliche Steuerentla
stung von 500 DM für alle Ledigen 
bzw. 1000 DM für alle Verheirateten. 
Die Verbesserung des G rundfre ibe
trags führt dazu, daß 1,5 Mill. Bürger 
völlig aus der Besteuerung heraus
fallen. Dies ist nicht nur ein Beitrag 
zu einer sozial gerechten S teuerpo
litik, weil dadurch das Existenzm in i
mum endlich von der S teuer fre ige
stellt wird, sondern auch ein Beitrag 
zur S teuervereinfachung.

□  Die Kraftfahrzeugsteuer wird ab- 
geschafft; dies bedeutet eine 
Steuerentlastung von weiteren 9 
Mrd. DM. Die von Bundesum welt-

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs;

Ing rid  M atthäus-M aier. 
MdB. is t s te llve rtre tende  
Vorsitzende und  fina nzp o li
tische S precherin  de r SPD- 
B undestagsfrak tion .

B irg it B reue l is t M in is te rin  
d e r F inanzen des Landes  
N iedersachsen .

D r Tyll Necker. 59, is t P räs i
den t des B undesverbandes  
d e r D eutschen Industrie  
(BD I) in  Köln.

Prof. D r E rns t von W eiz
säcker, 50, is t D irek to r des  
Ins titu ts  fü r eu ropä ische  
Umweltpolitik (lEUP) in Bonn. 
London. Paris. Brüssel.

m inister Töpfer geplante Um gestal
tung der Kraftfahrzeugsteuer von 
der je tzigen Hubraum besteuerung 
zu einer Abgassteuer ist ökologisch 
ein ha lbherziger Schritt. Nach der 
von uns geforderten obligatori
schen E inführung des Drei-Wege- 
Katalysators gibt es -  auch nach 
Aussagen der A u tom ob ilindustrie -  
beim Schadstoffausstoß praktisch 
keine nennenswerten Unterschiede 
zw ischen den einzelnen Autotypen 
mehr. Eine em issionsorientierte 
K raftfahrzeugsteuer wäre dann 
praktisch w irkungslos, da sie keine 
ökologische Lenkungswirkung 
mehr entfa ltet. Ö kologisch sinnvoll 
ist es hingegen, auch nach der obli
gatorischen Einführung des Kataly
sators Anreize zur Reduzierung des 
Kraftstoffverbrauchs zu schaffen 
und dam it den Schadstoffausstoß 
auf direktem  W ege zu reduzieren. 
Deshalb sehen w ir vor, die Kraftfahr
zeugsteuer auf die M ineralölsteuer 
um zulegen. Im übrigen wird durch 
die Abschaffung der Kraftfahrzeug
steuer auch ein Beitrag zur Steuer
vereinfachung und Entbürokratisie
rung gele istet, da die Kraftfahrzeug
steuer zu den kom pliziertesten und 
verw altungsaufwendigsten Steuern 
des deutschen S teuerrechts gehört.

□  Die an die Nutzung des eigenen 
Kraftfahrzeugs gebundene K ilom e

terpauschale soll in eine verkehrs

m itte lunabhängige Entfernungs

pauschale in Höhe von 50 Pfennig 

je Entfernungskilom eter um gewan

delt werden. Auch diese Um wand

lung hat eine ökologische Steue

rungsfunktion. Es wird ein Anreiz 

geschaffen fü r den Umstieg auf öf
fentliche Verkehrsm ittel und die Bil
dung von Fahrgem einschaften. Zu
dem sehen w ir die Einführung einer 
Fernpendlerpauschale vor. Da
durch werden jene Arbeitnehm er 
besonders berücksichtigt, die einen 
besonders weiten Weg zu ihrem Ar
beitsplatz zurücklegen m üssen.Es 
ist daran gedacht, daß Fernpendler,
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die weiter als 25 K ilom eter von der 
Arbeitsstätte entfernt wohnen, ne
ben der dann geltenden Entfer
nungspauschale zusätzlich 20 
Pfennig je K ilom eter ab dem  26. K i
lometer steuerlich absetzen kön
nen. Entfernungs- und Fernpendler
pauschale führen insgesam t zu 
steuerlichen Entlastungen von 1,3 
Mrd. DM. Eine w ichtige Vorausset
zung für den Umstieg des Bürgers 
vom Auto auf ein um w eltverträgli
ches Verkehrssystem  ist der von der 
SPD seit langem geforderte Ausbau 
des öffentlichen Personenverkehrs 
und die Stärkung der Bundesbahn.

□  Vorgesehen ist außerdem, die 
steuerliche Förderung von Um w elt
schutzinvestitionen {§ 7d EStG) und 
Energieeinsparinvestitionen bei Ge
bäuden (§ 82a EStDV), die diese 
Bundesregierung im Rahmen des 
Steuerpakets 1990 abgeschafft hat, 
wieder einzuführen und ökologisch 
noch effiz ienter auszugestalten. Bei 
diesen beiden Maßnahmen mit e i
nem Entlastungsvolum en von 1,1 
Mrd. DM handelt es sich nach wie 
vor um um weltpolitisch w ichtige För
derinstrumente.

□  Es wird sichergestellt, daß alle 
sozialen G ruppen an den geplanten 
Entlastungen teilhaben. N icht-S teu
erzahler erhalten deshalb erhöhte 
staatliche Leistungen: Rentner wer
den eine höhere Rente erhalten, da 
die Steuerentlastung bei den A rbe it
nehmern über die netto lohnbezo- 
gene Rentenform el zu einer ent
sprechenden Erhöhung der Rente 
führt. H ierfür sind insgesam t 4,6 
Mrd. DM vorgesehen. Auch A rbe its
lose, Sozialhilfeem pfänger. S tuden
ten und Auszubildende werden zu
sätzliche Leistungen erhalten. Die 
Interessen der bisher von der Kraft
fahrzeugsteuer befreiten Schwer
behinderten werden w ir durch d i
rekte Zahlungen von insgesam t 150 
Mill. DM jährlich berücksichtigen. 
Da die erhöhten staatlichen Le istun
gen über die bestehenden Transfer
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system e abgew ickelt werden, ist 
keine neue Bürokratie erforderlich.

ökologische
Lenkungswirkungen

Natürlich kann und soll über die 
Entlastungsm aßnahm en kein exak
ter, individueller Ausgle ich für die 
Anhebung der Energiebesteuerung 
erfolgen. V ie lm ehr bedeutet die öko
logische W eiterentw icklung des 
Steuer- und Abgabensystem s einer
seits eine stärkere Belastung des 
um weltschädlichen Energiever
brauchs und andererseits e ine s teu
erliche Entlastung der Arbeit. Jeder 
einzelne hat es bei einer Um schich
tung selbst in der Hand, ob er künf
tig m ehr S teuern zahlt oder durch 
um weltbewußtes Verhalten seine 
Steuerbelastung senkt. Durch die 
soziale F lankierung wird gew ährle i
stet, daß das gesam te Konzept öko
logische Lenkungswirkungen mit an 
sozialen Z ie lsetzungen orientierten 
Maßnahmen in ausgewogener 
Weise kombiniert.

Für die Unternehm en gilt das
selbe w ie für die privaten Haus
halte. Von den vorgesehenen Entla
stungsm aßnahm en entfa llen rund
5,5 Mrd. DM direkt auf die W irt
schaft. Auch die Unternehm en kön
nen selbst entscheiden, inwieweit 
sie durch sparsam e Energieverwen
dung und durch inte lligente Innova
tionen zu den G ewinnern der Um 
schichtung gehören wollen. Die 
SPD hat zudem  vor, die Unterneh
m ensbesteuerung im Rahmen e i
ner au fkom m ensneutralen Reform 
von Kapitalfehllenkungen hervorru
fenden und dam it gesam tw irtschaft
lich schädlichen Verzerrungen zu 
befreien, um die Voraussetzungen 
für Investitionen und m ehr A rbe its
plätze zu verbessern. Mit der öko lo
gischen W eiterentw icklung des 
S teuersystem s und der Um struk
turierung der Unternehm ensbe
steuerung z ieht die SPD an einem 
Strang: Bei beiden Reform en geht

es in entscheidendem  Maße darum, 
die A llokationsw irkung des Marktes 
zu stärken.

W ir gehen davon aus. daß wir 
durch eine ökologisch w irksam e 
Energiebesteuerung den Trend zu 
einem  im m er höheren Energiever
brauch kurzfristig stoppen können. 
M ittel- und langfristig erwarten w ir 
eine Verringerung des Energiever
brauchs. Problem e bei der Finan
zierung der Entlastungsm aßnah
men ergeben sich auch dann nicht: 
Das vorgesehene Volumen für die 
erhöhte Energiebesteuerung von 
insgesam t rund 30 Mrd. DM ent
spricht etwa 5 %  des gesam ten 
Steueraufkom m ens. Käme es z.B. 
zu einem Einsparerfolg von 10% . 
so wäre das nach den S teuerschät
zungen der Bundesregierung nur 
ein Bruchteil der jährlich autom a
tisch anfallenden Steuerzuwächse.

Rolle klassischer 
Umweltschutzinstrumente

Zur m arktw irtschaftlichen Um 
weltpo litik gehört auch der E insatz 
einer begrenzten Zahl spezieller Um
weltabgaben. Die SPD sieht u.a. die 
Einführung einer Luftschadstoffab
gabe, die auch das Kohlendioxyd um
faßt. einer Abgabe auf Massentierhal
tung und auf Einwegverpackungen 
sowie die Erweitemng der bewährten 
Abwasserabgabe vor Das Aufkom
men dieser Abgaben ist zweckgebun
den zur gezielten Förderung von Um
weltschutzmaßnahmen in den jewei
ligen Bereichen zu verwenden.

Unbestritten ist. daß mit der E rhe
bung von Steuern und Abgaben al
lein die Um weltproblem e nicht zu lö
sen sind. N iemand, der eine ökolo
gische W eiterentw icklung des S teu
ersystem s für erforderlich hält, will 
die klassischen Instrum ente des 
Um weltschutzes verdrängen oder 
ganz ablösen. Im Gegenteil, das ge
wachsene Ordnungsrecht muß an
gesichts der massiven Umweltschä-
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digungen weiterentw ickelt werden. 
So sollte man etwa FCKW, z.B. in 
Treibgasen, Kühlm itteln und Verpak- 
kungen, nicht der Besteuerung un
terwerfen, sondern schlicht ver
bieten.

W ir wollen die bewährten Instru
mente durch zusätzliche m arktw irt
schaftliche Anreize ergänzen und 
dadurch die ökologische Effizienz 
der gesam ten Um weltpolitik erhö
hen, ohne das S teuersystem  zu 
überfrachten. Es kann keine Rede 
davon sein, daß dadurch Bürger 
und Verwaltung überfordert werden 
oder gar die „Belastbarkeit der deut
schen W irtschaft" getestet wird, wie 
dies Bundesfinanzm in ister Theo 
Waigel der SPD polem isch unter
s te llt’ . V ie lm ehr geht es darum, den 
Industriestandort Bundesrepublik 
Deutschland auch ökologisch zu s i
chern. Da die m arktw irtschaftlichen 
Preissignale die W irtschaft zu um 
weltfreundlichen und dam it zu 
volksw irtschaftlich kostengünstigen 
Lösungen anreizen, wird die inter
nationale W ettbewerbsfäh igkeit der 
deutschen W irtschaft auf Dauer so
gar gestärkt. Zum  Vorwurf, der er
gänzende Einsatz öko logischer In
strum ente des Um weltschutzes ge 
fährde den Standort Bundesrepu
blik Deutschland, stellen auch 
Hansm eyer und Schneider zutre f
fend fest: „E s ist ein weit verbreite
tes M ißverständnis, daß eine solche 
Gefährdung Folge einer fortschrittli
chen, die technische Entw icklungs
dynam ik nutzenden m arktw irt
schaftlichen Um weltpolitik und der 
dadurch begründeten Zahlungs- 
bzw. Kostenpflichten sei. Im G egen
teil; Die Bundesrepublik Deutsch
land kann längerfristig als Produk
tionsstandort, vor allem durch eine

inflexible, überregulierte, vo llzugs
defizitäre und unw irtschaftliche Um 
weltpo litik unattraktiv werden."^

Europäischer Kontext

Wenig überzeugend ist auch der 
Einwand, die SPD-Vorschläge wür
den den europäischen Kontext un
zureichend beachten. Neuere Ent
w icklungen in Brüssel und den an
deren EG -M itgliedstaaten zeigen, 
daß auch in unseren N achbarlän
dern die Bereitschaft wächst, mit 
m arktw irtschaftlichen M itteln den 
Um weltschutz voranzubringen. Klar 
ist, daß wir unser Konzept für eine 
ökologische W eiterentw icklung des 
Steuer- und Abgabensystem s m ög
lichst in einem europäisch abge
stim m ten Rahmen verw irklichen 
werden. Dennoch ist eine gewisse

Vorreiterrolle einer Industrienation 
wie der Bundesrepublik Deutsch
land im Um weltschutz nicht nur 
m öglich, sondern dürfte von den an

deren Staaten auch erw artet wer

den. Die in ternational prom inente

ste Unterstützung finden unsere 

Vorschläge durch die Erklärung des 

W eltw irtschaftsg ipfe ls In Paris; 

„E ine realistische Abschätzung der 

Kosten und Vorteile des Umwelt

schutzes sow ie dessen Konsequen

zen für die Ressourcen sollte den 
Regierungen dabei behilflich sein, 
die erforderlichen Entscheidungen 
über die richtige Kom bination von 
Preissignal (z.B. Steuern oder Ab
gaben) und Auflagen zu treffen, die 
dem W ert der na türlichen Ressour
cen nach M öglichkeit in vollem Um
fang gerecht w erden.“

' T he o  W a i g e l :  W ir m üssen  uns vor Über
frach tung  des  S te u e rsys te m s m it zuv ie l A u fg a 
ben  hüten, in: H a nde lsb la tt vom  7. 8. 1989.

^ K a rl-H e in rich  H a n s m e y e r ,  H ans Karl 
S c h n e i d e r :  Zur F orten tw ick lung  de r Um - 
w e ltpo litik  u n te r m ark ts te u e rn d e n  A spekten , 
Kö ln 1989, S .27.

VD EW

Jahresstatistik 1988
DIN A 4, 552 Selten, DM 362,-

In d e r R e ihe  de r Ja h rg a n g s fo lg e n  d e r V D E W -Jah res - 
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lich B erlin  (W est).

Im ta b e lla risch e n  Teil 1 L e is tu n g  u nd  A rb e it is t de r F ir
m en na m e  des U n te rne hm en s , d e r S itz  s e in e r V erw a ltung  
und die  U n te rn e h m e n s fo rm , d ie  üb e r d ie  K a p ita lb e te ili
gung  A u sku n ft g ib t, au sgew iesen .
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w e rke  de r U n te rne hm en .
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gen g ra p h isch e n  D a rs te llu ng en  zusa m m en .
Zu be z ie hen  du rch  den  B uch ha nd e l o d e r d irek t bei

V erlags- und W irts c h a fts g e s e lls c h a ft  
d er E lek triz itä tsw e rk e  m bH  —  V W E W  
Stresem annallee  23 ■ Tel. 069 /6304-325  
D -6000  F ran k fu rt/M a in  70
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Das von der SPD-Arbeitsgruppe 
„Fortschritt '90" erarbeitete Kon
zept zur öl<ologischen W eiterent
wicklung des Steuer- und Äbga- 
bensystems hat eine intensive und 
breitgefächerte D iskussion über

Möglichkeiten eines verstärkten 
E insatzes m arktw irtschaftlicher In
strum ente des Um weltschutzes 
ausgelöst. Unser Konzept ist dyna
misch angelegt und läßt sich forten t
w ickeln. W ir sind offen für Anregun

gen und Verbesserungsvorschläge. 
Entscheidend ist, daß endlich Ernst 
gem acht w ird m it dem längst über
fälligen Einstieg in die ökologische 
M odernisierung unserer Industrie
gesellschaft.

Birgit Breuel

Konsens für marktwirtschaftlichen Umweltschutz

Die Forderung nach Einführung 
m arktw irtschaftlicher Instru

mente in den Um weltschutz erfü llt 
eine wesentliche Voraussetzung, 
um von einer breiten parte iübergrei- 
fenden Zustim m ung getragen zu 
werden. Sie bietet näm lich erkenn
bar Lösungsansätze für ein drän
gendes Problem, für das die bisher 
erprobten Maßnahmen weder eine 
zufriedenstellende Lösung ge
bracht haben noch sie für die Zu
kunft erwarten lassen.

Die Um weltproblem e nehmen 
trotz größerer Anstrengungen im 
Umweltschutz zu, eine auf ord
nungsrechtliche Instrum ente, also 
auf Ge- und Verbote und die Festle
gung von Grenzwerten etc., be
schränkte Um weltpolitik ist -  trotz 
unbestreitbarer Erfolge -  an ihre 
W irkungs- und Finanzierungsgren
zen gekommen. Es wird im m er 
deutlicher; Mehr Um weltschutz ist 
mit mehr und nicht mit weniger 
Marktwirtschaft erreichbar.

Im G egensatz zu rein ordnungs
rechtlichen Instrum enten sorgen 
marktw irtschaftliche Instrum ente im 
Umweltschutz bei Unternehm en 
und Verbrauchern für ein e igenstän
diges ökonom isches Interesse an 
um weltverträglichem Verhalten und 
schaffen dam it die Voraussetzung
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für die e igenverantwortliche Verm ei
dung von Um weltbelastungen 
durch den einzelnen. Über Preissi
gnale werden „s ich  selbsttragende" 
Impulse zur Entw icklung „um w elt
sparender“ Technologie gegeben.

Systematische Ergänzung

Dem entsprechend ist es v ie l
le icht auch nur auf den ersten  Blick 
erstaunlich -  auf jeden Fall aber er
freulich - ,  daß sich allm ählich ein 
parte iübergreifender Konsens für 
m arktw irtschaftlichen Um w elt
schutz abzeichnet und auch Politi
ker für dieses Prinzip eintreten, die 
gem einhin nicht zu den größten Ver
fechtern der M arktw irtschaft zäh
len. Die G eister scheiden sich aller
dings an der Frage, inw ieweit ta t
sächlich auf die Lenkungseffekte 
m arktw irtschaftlicher Instrumente 
gebaut wird oder inw ieweit auch 
das Anzapfen neuer F inanzierungs
quellen beabsichtig t ist.

M arktw irtschaftlicher Um welt
schutz bedeutet die zeitgem äße 
und system atische Ergänzung des 
von Ludwig Erhard begründeten 
Konzeptes der sozialen M arktw irt
schaft um eine ökologische D im en
sion. E lem entarer Bestandteil d ie
ses Konzeptes ist eine effizient ar
beitende Um weltpolitik, die m it Hilfe

der Steuerungselemente des Mark
tes, also über Preise, Erlöse, Kosten 
und Gewinn auch die Bewahrung un
serer Umwelt zum Ergebnis unter
nehmerischen Handelns macht.

Als m arktw irtschaftliche Instru
mente im Um weltschutz kommen 
insbesondere Steuern und A bga
ben auf Schadstoffem issionen und 
Verbrauchsteuern auf um w eltbela
stende Einsatzstoffe und Produkte 
in Betracht.

Sie wirken im allgem einen um so 
besser, je  enger die Besteuerung an 
dem  eigentlich um weltschädlichen 
Sachverhalt ansetzt und je  leichter 
es für Verbraucher und Unterneh
men ist, sich auf um weltfreundliche 
Stoffe und Verfahren umzustellen. 
M arktw irtschaftliche Instrum ente 
verhelfen dem Verursacherprinzip 
zu größerer Geltung und wirken 
nach dem Prinzip; Um weltsünder 
zahlen -  Um weltschützer sparen.

Drei Vorschläge

Um die konkrete Anwendung die
ser Instrum ente zügig in Angriff zu 
nehmen, habe ich zu Beginn des 
Jahres u.a. folgende Vorschläge ge 
macht;

□  Um stellung de r Kfz-Besteue- 
rung: Die K fz-Steuer sollte sich
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nicht mehr an der Bem essungs
grundlage Hubraum , sondern (vor
w iegend) an der Bem essungs
grundlage Abgasem ission orien tie
ren. Eine derart um gestaltete Kfz- 
Steuer d ifferenziert die Besteue
rung danach, ob der Bürger einen 
schadstoffarm en oder einen w en i
ger schadstoffarm en Pkw benutzt. 
Sie bietet somit Anreize für Industrie 
und Käufer, abgasarm e Autos, trotz 
eventuell höherer Kosten, zu ent
w ickeln bzw. zu kaufen.

Mit der Aufgabe der K fz-Steuer 
zugunsten einer reinen Besteue
rung der verbrauchten Kraftstoff
m enge über die M ineralölsteuer 
(wie von der SPD vorgeschlagen) 
würde man auf diesen Vorteil und 
dam it auf ein w ichtiges um w eltpoliti
sches Instrum ent verzichten.

Selbstverständlich sind von P reis
signalen, wie sie von einer M ineral
ö lsteuererhöhung ausgehen, A n 
reize für einen sparsam eren Kraft
stoffverbrauch zu erwarten. D em 
entsprechend hat die Bundesregie
rung die M ineralölsteuer für b le i
freien Kraftstoff zum 1. Januar 1989 
um spürbare 9 Pfennige auf 57 
Pfennige je Liter und für verbleiten 
Kraftstoff um 12 Pfennige auf 65 
Pfennige je  Liter angehoben. Zum 
1. Januar 1991 ist eine weitere Erhö
hung auf 60 bzw. 67 Pfennige je  Li
ter vorgesehen.

□  Verbrauchsteuern au f um w eltbe
lastende Einsatzstoffe und P ro
dukte: W enn um weltbelastende 
W irkungen durch bestim m te Ein
satzstoffe und Produkte entstehen, 

vermag eine Besteuerung grund

sätzlich ihren Einsatz zu verringern. 

Dem entsprechend sollten Ver

brauchsteuern insbesondere auf 

Stoffe angewendet werden, deren 

Verwendung verringert werden soll, 

w ie dies z.B. bei stickstoffhaltigen 

Kunstdüngern der Fall ist, um u.a. 
die Überdüngung der Gewässer zu 
verm indern.

Um weltsteuern können sich abe 
auch dazu eignen, die „Entbehrlich 
keit" von Stoffen zu beschleunigen 
die ganz „aus dem Verkehr gezo 
gen" werden m üssen (z.B. FCKW) 
Mit ökonom ischen Anreizen zur Ent 
Wicklung von Ersatzstoffen kann 
m eines Erachtens der Zeitbedarf, 
bis ein um w eltgefährdender Stoff 
entbehrlich ist, verkürzt werden. 
Der Verzicht z.B. auf F C K W istdann  
leichter und schneller (weltweit) 
durchsetzbar.

□  Besteuerung von Schadstoff
em issionen: S teuern auf Schad
stoffem issionen, die auch für Em is
sionen unterhalb bestehender 
G renzwerte erhoben werden, se t
zen direkt bei Um weltbelastungen 
und Verursachern an. Em issionen 
z.B. von Schwefeldioxid und auch 
von Kohlendioxid können mit einer 
S teuer oder Abgabe belegt werden. 
Davon werden Im pulse zur W eiter
entw icklung und Anwendung 
m odernster Verbrennungstechnik 
und Abgasentschw efelung aus
gehen, wodurch um w eltschäd
liche Em issionen verm indert 
werden.

Die Erhebung von Steuern auf 
Em issionen kann auf längere Sicht 
auch einen Beitrag zur Entbürokrati
sierung leisten. Kontroll- und M eß
aufwand wird zwar nach wie vor an
fallen, da die der Besteuerung zu
grunde liegenden Em issions-Daten 
ebenso w ie G renzwerte geprüft wer
den müssen. Durch spürbare und 
w irksam e Em issionsabgaben oder 
Steuern ließen sich aber zeitrau
bende und einengende Details bei 
den extrem kom plizierten G enehm i
gungsverfahren, für die der S tand
ort Bundesrepublik Deutschland be 
kannt ist, verm eiden bzw. verm in
dern. Denn wenn die Erfahrung 
zeigt, daß das Ziel, Abgaben e inzu
sparen, eine Em issionsm inderung 
unterhalb der G renzwerte zur Folge 
hat, können die M indeststandards 
der G enehm igungsverfahren ohne

um w eltpolitischen Schaden verein
facht werden.

Für die E inführung dieser m arkt
w irtschaftlichen Instrum ente sind, 
um ihre politische Durchsetzbarkeit, 
praktische Anw endbarkeit und W irk
sam keit zu gewährle isten, meines 
Erachtens folgende G rundsätze zu 
beachten.

Lenkungseffekt im Vordergrund

Der Lenkungseffekt der e inzufüh
renden Um weltsteuern steht ein
deutig im Vordergrund, während die 
E innahm eerzie lung Nebenzweck 
bleiben sollte. Dem entsprechend 
muß auch allen Vorstellungen von 
einem  „ökologischen Umbau des 
gesam ten S teuersystem s“ eine Ab
sage erte ilt werden. Auch zukünftig 
werden die S teuereinnahm en zum 
absolut überw iegenden Teil aus den 
traditionellen S teuerarten w ie Ein
kom m en-, Körperschaft- und Um
satzsteuern kommen.

Der gewünschte Effekt m arktw irt
schaftlicher Instrum ente tritt ein, 
wenn Bürger und Unternehm en 
sich m öglichst um weltfreundlich 
verhalten und dam it Steuern spa
ren. Nachhaltige M ehreinnahm en 
werden daher planmäßig nur durch 
Steuern auf E insatzstoffe, Produkte 
und Em issionen entstehen, deren 
vollständiger Ersatz oder Vermei
dung nicht beabsichtig t Ist. In dem 
Umfang, in dem  durch Um weltsteu
ern tatsächlich zusätzliche E innah
men zur Verfügung stehen, sollten 
sie zu Entlastungen bei den direk
ten Steuern genutzt werden.

Die E innahm enschätzung ist da
bei keineswegs unproblem atisch. 
Intensität und Schnelligkeit, m it der 
der E rfindungsreichtum  von Unter
nehm en und Verbrauchern zur Ver
m eidung von Um weltbelastungen 
und dam it zur Verm eidung von Um 
weltsteuern führt. Ist kaum zuverläs
sig prognostizierbar. Es w ä rea be rfi- 
nanzpolitisch fatal, wenn zweiste l
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lige M illiardenbefräge verte ilt wür
den, bevor für einste llige M illia rden
beträge auch nur tragfähige Schät
zungen vorliegen.

Keine Zweckbindung

Damit aber überhaupt Entlastun
gen bei den direkten Steuern m ög
lich sind, sollten die zusätzlichen 
Einnahmen vorzugsw eise als S teu
ern und nicht als zweckgebundene 
Abgaben erhoben werden, dam it 
sie zur allgem einen Deckung der 
Ausgaben zur Verfügung stehen. 
Mit der Einführung von zweckge
bundenen Abgaben ist e rfahrungs
gemäß die G efahr verbunden, daß 
„Sonder- oder Schattenhaushalte“ 
aufgebaut werden, die neue A usga
benbegehrlichkeiten wecken. Zu
sätzliche Steuereinnahm en lassen 
sich weniger le icht zur F inanzierung 
einer finanzpolitisch unerw ünsch
ten Ausweitung der Staatsquote 
„m ißbrauchen“ als zusätzliche 
zweckgebundene Abgabenein
nahmen.

Die E inführung von Steuern muß 
zwar spürbar, aber auch behutsam, 
schrittweise und in festgelegten

Zeitabschnitten erfolgen. Unter d ie
ser Voraussetzung sind Lenkungs
und E innahm ew irkungen testbar 
und Beeinträchtigungen der W ettbe
w erbsfäh igkeit heim ischer Unter
nehm en auf ein vertretbares Maß 
begrenzbar. W erden dagegen hohe 
Steuern z.B. auf einze lne Energie
träger ad hoc eingeführt, gehen da
von sprunghafte Veränderungen 
der Rahm enbedingungen und ent
sprechende Beeinträchtigungen 
der W ettbewerbsfähigkeit aus.

EG-Harmonisierung

Die E inführung m arktw irtschaftli
cher Instrum ente sollte EG-einheit- 
lich angestrebt werden. Die Chan
cen dafür steigen in dem Maße, in 
dem in den anderen EG-Ländern 
das Um weltbewußtsein wächst. Es 
kann jedoch für die Bundesrepublik 
Deutschland nicht darum gehen, le
diglich einen um weltpolitisch zu 
langsam  fahrenden europäischen 
Geleitzug anzuführen. In Sachen 
Um weltschutz m üssen und können 
w ir schneller vorangehen als un
sere Partner. Langfristig wird dar
aus nicht nur ein nationaler Vor

sprung bei Um weltschutz und -ver
sorge, sondern auch ein W ettbe
w erbsvorsprung auf den w achsen
den M ärkten für Um welttechno
logie.

Um weltorientierte Verbrauch
steuern und Abgaben sollten in dem 
verble ibenden Spielraum  der EG- 
Harm onisierungsbestrebungen ein
geführt werden.

Unter den skizzierten Bedingun
gen dürften einzelne m arktw irt

schaftliche Instrumente, die bei den 

Um weltbelastungen und ihren Ver

ursachern anknüpfen, über Anreize 

zu einem sparsam eren Um gang mit 

belastenden Stoffen, Produkten 

und Energie führen; sie können zur 

Em issionsverm eidung beitragen 

und Impulse für einen „um w eltspa

renden“ technischen Fortschritt ge 

ben. Wenn das Konzept der sozia

len M arktw irtschaft system atisch 
um eine ökologische Dim ension er
gänzt und diese pragm atisch in die 
Politik um gesetzt wird, können wir 
nach dem „W irtschaftsw under“ 
auch ein „U m w eltw under“ in Gang 
setzen.

Tyll Necker

Die Kräfte des Marktes für den Umweltschutz mobilisieren

Im Ziel besteht in der Um weltpolitik 
weitgehende Einigkeit zw ischen 

allen gesellschaftlichen G ruppen 
und Parteien in der Bundesrepublik. 
Es geht um die Erhaltung und Ver
besserung der natürlichen Lebens
grundlagen, die S icherung einer in
takten Um welt und die Bewahrung 
eines ökologischen G leichgew ichts 
auf hohem Niveau. Heftig um stritten 
sind dagegen die W ege und Instru
mente zur Z ielerreichung und w e l
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ches Tempo jeweils ökonom isch 
vertretbar ist.

in der deutschen Industrie ist -  
w ie in der Gesam tbevölkerung -  
das Um weltbewußtsein außeror
dentlich stark gestiegen. Um w eltpo
litik w ird längst nicht m ehr nur unter 
Kostengesichtspunkten gesehen. 
Die Erhaltung der Umwelt ist v ie l
m ehr Voraussetzung für sinnvolles 
W irtschaften und die A ttraktivität 
des W irtschaftsstandortes Bundes

republik und des Lebensraum es Eu
ropa. Ind ie  D iskussion über um w elt
politische Instrum ente muß die In
dustrie jedoch sowohl ihren tech- 
n isch-fachlichen Sachverstand für 
Problem lösungen einbringen als 
auch auf die ökonom ischen Konse
quenzen und Nebenwirkungen ein
zelner Maßnahmen und Strategien 
hinweisen.

Bisher wurde Um weltschutz in 
der Bundesrepublik überw iegend
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mit staatlichen Auflagen, Vorschrif
ten und Grenzwerten betrieben. 
S taatliches O rdnungsrecht hat in 
den letzten zwei Jahrzehnten er
hebliche Erfolge erzielt. Die Schad
stoff-Em issionen und Um w eltbe la
stungen konnten in vielen Berei
chen erheblich zurückgedrängt wer
den. Deutsche Um welttechnik ist 
weltweit gefragt. Für die Abw ehr 
akuter Gefahren und eine um w elt
politische „G rundsicherhe it“ bleibt 
staatliches O rdnungsrecht auch in 
Zukunft unverzichtbar

Grenzen des Ordnungsrechtes

Eine adm inistrative Befehlsw irt
schaft muß jedoch um so stärker an 
Grenzen stoßen, je d ifferenzierter 
der Um weltschutz wird. Ein Über
maß von Gesetzen und Verordnun
gen führt zu Intransparenz, Voll
zugsdefiziten und unvertretbar ho
hen Kosten. Für weitere Verbesse
rungen unserer Um weltqualität 
m üssen im m er stärker das E igenin
teresse und die Eigeninitiative von 
Unternehm en und Bürgern e inge
spannt und der Erfindungsreichtum  
bei Produkten und Produktionsver
fahren mobilisiert werden. Dies ist be
sonders wichtig, da es in Zukunft ver
stärkt darauf ankommt, Schadstoffe 
weniger am „end of the pipe“ auszu
filtern, sondern ihren Anfall insge
samt zurückzudrängen. Integrierter 
Umweltschutz heißt das Schlagwort.

Es ist unbestritten, daß Preise 
und Kosten in der M arktw irtschaft 
eine entscheidende Signal- und 
Lenkungsfunktion für Produktion 
und Konsum haben. Eine verursa
chergerechte Zuordnung von Um 
weltkosten erfo lgt bei öffentlichen 
G ütern aber nicht autom atisch 
durch den Markt. Werden Schad
stoffe in die Luft em ittiert, so können 
Bäume, Pflanzen und Gebäude 
Schaden erleiden, der beim Verur
sacher nicht oder nicht richtig in die 
Kostenrechnung einfließt. H ier kön
nen Um weltinstrum ente ansetzen

und zu einem kostengerechteren 
Preis führen, indem sie U m w eltbe la
stungen dem  Verursacher anlasten. 
„U m w eltpo litik  über den G eldbeu
te l“ heißt ein Konzept, das im A b
wasserabgabengesetz bereits se i
nen N iederschlag gefunden hat. 
Wer Schadstoffbelastungen redu
ziert, spart, wer em ittiert, zahlt.

Anforderungen an Ökosteuern

Der erfolgreiche Einsatz ökono
m ischer Instrum ente setzt G estal
tungsspielraum  voraus. Werden 
Grenzwerte so restriktiv defin iert 
oder ständig verschärft, daß weitere 
Verbesserungen auch in Zukunft 
entweder nicht m öglich oder nicht 
m eßbar sind, dann muß die ökono
m ische Motivation verküm m ern.

Die richtige Idee ökonom ischer 
Instrum ente im Um weltschutz muß 
vor allem diskreditiert werden, wenn 
falsch gelenkt wird und sich F inan
zierungsabsichten hinter dem  ge fä l
ligen Begriff Ö kosteuern verbergen. 
Wer z.B. Kohlenwasserstoffe oder 
NOx reduzieren will, muß diese 
Schadstoffem issionen zur S teuer
bem essungsbasis m achen und 
nicht nur den Kraftstoffverbrauch. 
Katalysator-Autos haben bei g le i
chem Kraftstoffverbrauch z.B. weit 
geringere Emissionen.

W er w ie die SPD eine drastische 
Erhöhung der M ineralö lsteuer mit 
der Absicht begründet, eine Verringe
rung des Treibhauseffektes durch 
Kohlendioxyd anzustreben, muß sich 
fragen lassen, ob er alle fossilen 
Energieträger gemäß ihrer CO 2- 
Emission gleich belasten will. Da dies 
von der SPD offensichtlich nicht ge
plant ist, entbehrt dieser Vorschlag je
der umweltpolitischen Glaubwürdig
keit.

Nicht die Zahl der gehaltenenTiere 
kann in der Massentierhaltung aus 
Umweltgründen die Besteuerungs
basis sein, sondern die Art und 
Schädlichkeit der Gülle-Ausbrin

gung. Bei umweltfreundlicher Aufbe
reitung und Verwertung von Mist und 
Gülle kann Massentierhaltung ökolo- 
isch unbedenklich werden.

U m weltsteuern und -abgaben 
können nur dort in Erwägung gezo
gen werden, wo nachweisbare Um 
weltbe lastungen verursacherge
recht erfaßt und dam it das Verhalten 
von Produzenten und Verbrauchern 
richtig beeinflußt wird.

Um weltschutz sollte nicht zur Fi
nanzm ittelbeschaffung des Staates 
um funktion iert werden. Es scheint, 
daß sich hinter dem Begriff „U m 
w e lts teuer“ allzu oft völlig andere 
Motive und Zie lsetzungen verber
gen, z.B. die Erschließung neuer Fi
nanzquellen, eine Ausdehnung der 
S taatsquote oder die Verwendung 
für verte ilungspolitische Zwecke. 
Dies w idersprich t dem m arktw irt
schaftlichen G rundgedanken der 
Umweltsteuer, die so ihrer durchaus 
sinnvollen Lenkungsfunktion be
raubt würde. Im G egenteil, sin
kende E innahm en aus Um w eltsteu
ern bergen dann die Gefahr, daß die 
S teuerschraube weiter angezogen 
wird, obwohl oder gerade weil die 
Um weltbelastung zurückgeht. 
W ürde be isp ielsweise die starke Er
höhung der M ineralö lsteuer greifen 
und der Verbrauch spürbar abneh
men, so gingen auch die E innah
men aus der S teuer entsprechend 
zurück, während die  durch Aus
g le ichszahlungen erw orbenen Be
s itzstände schwerlich korrigierbar 
wären. W eitere Steuererhöhungen 
und größere Staatsdefizite wären 
dam it vorprogram m iert.

Einseitige Diskussion

Völlig unberücksichtigt bleibt bei 
der gegenwärtigen D iskussion um 
die Um weltsteuern und -abgaben 
auch die E inbindung der Bundesre
publik Deutschland in die W eltw irt
schaft, insbesondere in die Europäi
sche Gem einschaft. W ürden diese 
Steuern nur in der Bundesrepublik
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erhoben und knüpften sie an der 
Produktion und nicht am Konsum 
an, so blieben im Ausland erzeugte 
Produkte unbelastet. Dies würde 
die W ettbewerbsfähigkeit des 
Standortes Bundesrepublik e inse i
tig verschlechtern.

Leider w ird die gegenwärtige D is
kussion auch allzu einseitig über In
strumente geführt, die Kostendruck 
auslösen, also insbesondere die 
viel zitierten Um weltabgaben. Eine 
gute Um weltpolitik sollte Peitsche 
und Zuckerbrot kennen.

Für einen effizienten Um welt
schutz steht ein breites Spektrum  
m arktw irtschaftlicher Instrum ente 
zur Verfügung. Ö konom ische An
reizsysteme, die über Vorteile für 
Benutzer oder S teuervergünstigun
gen Innovation und technischen 
Fortschritt fördern, gehören ebenso 
dazu wie m engenbegrenzende 
Konzepte, in denen Unternehm en 
ein bestim m tes Q ualitätszie l vorge
geben wird. W ie sie dieses Ziel e rfü l
len, bleibt ihnen überlassen. Zu die
sen Instrumenten, die b isher nur

sehr zögernd angewandt wurden, 
zählen z.B. Kom pensationsregelun
gen, die in Ansätzen in der Techni
schen Anleitung Luft verw irklicht 
sind. Hierzu gehören aber auch Zer
tifikatslösungen, die handelbare 
Em issionsgutschriften darstellen. 
Erfahrungen in den USA zeigen, 
daß Zertifikate M öglichkeiten zur 
Kostenoptim ierung mit Innovations
anreizen verbinden. A ls weiteres In
strum ent haben sich in der Bundes
republik über 30 freiw illige Vereinba
rungen und Selbstverpflichtungen 
der Industrie im Um weltschutz be
währt. Konkrete Beispiele dafür 
sind die freiw illigen Vereinbarungen 

zur Entsorgung von Altbatterien, zur 

Verbesserung der Um weltverträg

lichkeit von W asch- und Reinigungs

m itteln sow ie zum  vollständigen Er
satz von Asbest in Hochbauproduk
ten.

Keine Patentrezepte

Für künftige um weltpolitische Er
folge kom m t es darauf an, den bis
her viel zu starren O rdnungsrah

men m arktw irtschaftlich zu dynam i
sieren. Dabei helfen keine pauscha
len Patentrezepte, sondern d ifferen
zierte und zie lgerichtete Lösungen. 
Aus der großen Palette der um w elt
politischen Instrum ente muß jeweils 
dasjenige ausgewählt werden, das 
für den konkreten E inzelfall am be
sten geeignet ist. W ie bei einem A rz
neim ittel sollten dabei nicht nur die 
positiven Heilw irkungen, sondern 
auch negative Nebenwirkungen er
faßt und berücksichtigt werden. Bei 
der Abwägung der möglichen Maß
nahm en ist dann der günstigste 
Saldo für die Wahl des richtigen In
strum entes entscheidend.

Die vergangenen 40 Jahre haben 
gezeigt, w ie effektiv M arktw irtschaft 
ist. Diese Erfahrung m üssen w ir 
auch im Um weltschutz nutzen. 
M arktkräfte m achen ihn effizienter, 
innovativer und kostengünstiger. 
Sie schaffen die erforderlichen 
Spielräum e und ökonom ischen A n
reize, Um weltschutz als produktive 
und innovative Aufgabe zu verste
hen und Erfindungsreichtum  im 
Dienst der Um welt zu m obilisieren.

Ernst von Weizsäcker

Umweltsteuern sind unverzichtbar

In der M arktw irtschaft w ill die Um 
weltpolitik erreichen, daß Kosten 

und Preise die ökologische W ahr
heit sagen. H ierfür m üssen die ge
samten externen Kosten für Um 
weltschäden dem  Verursacher auf
gebürdet werden. Das ist das Verur
sacherprinzip, einer der drei G rund
pfeiler der deutschen Um weltpolitik.

Aber wie ist das Prinzip in der Pra
xis durchzusetzen? Die nächstlie- 
gende Idee war es, dem Verursa
cher die berechneten Schadensko

sten direkt aufzubürden. Doch d ie 
ser „S chadenskostenansatz“ für 
das Verursacherprinzip stieß schon 

in der Frühzeit der Um weltpolitik in 

den siebziger Jahren auf drei unbe

antwortete Fragen: W ie lassen sich 

die Schäden in Geld ausdrücken? 

W er traut sich zu. den versch lunge

nen Schadensverlauf bis zu den M il

lionen von einzelnen Verursachern 

zurückzuverfo lgen? Und was ge
schieht m it den Bußgeldern in M il
liardenhöhe?

So wurde der Schadenskosten
ansatz verworfen. Statt dessen 
setzte sich der „Verm eidungsko
stenansatz“ durch: Der Staat setzt 
Grenzwerte, bei deren Einhaltung 
der Schaden verm ieden wird, und 
die Kosten zur Einhaltung der 
G renzwerte hat der Verursacher zu 
zahlen. Eine elegante, pragm ati
sche und konsensfähige politische 
Antwort.

Aber inzw ischen werden auch die 
G renzen dieses Ansatzes für die
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Verw irklichung des Verursacher
prinz ipsdeutlich :

□  In weiten Bereichen der Um welt
politik lassen sich Grenzwerte gar 
nicht oder nur schw er vorstellen, so 
etwa beim Energieverbrauch, beim 
Landschaftsverbrauch, bei der G e
fährdung der biologischen Vielfalt, 
bei den Treibhausgasen.

□  Die externen Kosten aufgrund 
von Risiken, die in den großen Indu
strie- oder Kernkraftanlagen -  e in
schließlich ihrer Abfälle -  liegen, 
können dem  Risikoverursacher 
schwerlich durch G renzwerte aufer
legt werden.

□  Grenzwerte sind stets so de fi
niert, daß man sie auch noch unter
bieten kann. Bei einer reinen G renz
wertpolitik hat der Verursacher kei
nen w irtschaftlichen Anreiz, dies 
auch zu tun.

□  Es gibt begründete Zweifel, ob 
die G renzwertpolitik eine w irtschaft
lich vernünftige Form vorsorgender 
Um weltpolitik ist. Holger Bonus 
(M ünster) hält m arktw irtschaftliche 
Um weltpolitik instrum ente für rund 
doppelt so effizient w ie Grenzwerte, 
d.h. für eine Mark Um weltschutzko
sten bringen sie doppelt so viel Um 
weltschutz zuwege w ie G renz
werte.

Schließlich kann man sich an
schauen, ob das, was man beschö
nigend als Verm eidungskosten be
zeichnet, quantita tiv ungefähr den 
externen Kosten entspricht. Das Er
gebnis ist enttäuschend. Die jäh rli
chen Kosten für den deutschen Um 
weltschutz liegen in der (beachtli
chen) Höhe von rund 30 Mrd. DM. 
Die Um weltschäden aber werden 
von Lutz W icke ’ in der G rößenord
nung von 100 Mrd. DM für die Bun
desrepublik angesiedelt. Dabei hat 
er den Treibhauseffekt, die nuklea
ren Risiken und die biologische V ie l
falt noch nicht einm al eingerechnet, 
und er hat keinerlei Aufschläge für 
ökologische Zeitbom ben -  etwa in 
der physiko-chem ischen Verände
rung unserer Böden - ,  genetische 
Schäden und andere Langzeitge
fahren gem acht. W ürde man dies a l
les auch noch m onetarisieren, so 
käm e m an wohl gut und gerne zu ei
ner Verdoppelung der W ickeschen 
Zahlen, also auf rund 200 M illiar
den.

Aber, aber, wird jeder einwenden, 
wie soll man denn solche w ild ge
schätzten Zahlen in Politik um set
zen? W elcher „Verursacher“ ließe

' Lutz W i c k e :  
den . K o sc1 1986.

D ie öko lo g isch e n  M illiar-

sich eine Zurechnung von derarti
gen Schäden gefallen?

Probleme von Sonderabgaben

Um diesem  Problem auszuwei
chen und dennoch die Schwächen 
der G renzpolitik zu überwinden, hat 
man sich in vielen Ländern in jünge
rer Zeit verm ehrt dem Instrument 
der Sonderabgaben zugewandt. 
Rund 150 versch iedene Fälle von 
Sonderabgaben hat Johannes Op- 
schoor in einer Studie von 14 
O ECD-Ländern beschrieben. Auch 
die Bundesregierung setzt auf so l
che Sonderabgaben. Aber mit S on
derabgaben gibt es drei Probleme;

□  Das Aufkom m en aus Sonderab
gaben muß für Sanierungsmaßnah- 
men eingesetzt werden. Diese sind 
aber oft viel weniger wichtig als die 
Steuerung in R ichtung auf eine Ver
m eidungsstrategie . Und staatliche 
Sanierungsm aßnahm en bedeuten 
stets eine Erhöhung der Staatsbüro
kratie und der Staatsquote.

□  Die Höhe der Abgaben muß sich 
durch nachvollz iehbare Schadens
berechnungen oder aber durch den 
M itte lbedarf von Sanierungsmaß
nahm en rechtfertigen lassen.

□  Aus diesen beiden Gründen blei
ben Sonderabgaben stets in sehr be-
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scheidenen Größenordnungen ver
haftet (m axim al ein Prom ille des 
Bruttosozialprodukts). S ie erre i
chen nie die G rößenordnung von 
100 oder gar 200 M illiarden für ein 
Land w ie unseres. A lso können sie 
den Kosten und Preisen nur einen 
kleinen Teil der ökologischen Wahr
heit m itteilen.

Vorzüge von Umweltsteuern

So wird man, wenn man das w irt
schaftstheoretisch so e in leuch
tende, ja  notwendige Verursacher
prinzip durchsetzen will, praktisch 
zwangsläufig auf die Idee von Um 
weltsteuern geführt. Wo liegen die 
Unterschiede zu Sonderabgaben?

□  Steuern sind für den allgemeinen 
Haushalt gedacht. Also kann der 
Staat (das Parlament) ohne weiteres 
beschließen, daß anstelle der zusätz
lich eingenommenen Ökosteuern an
dere Steuern vermindert oder erlas
sen werden, z.B. Körperschaftsteuer, 
Einkommensteuer. Mehnwertsteuer. 
Dann bleibt die Staatsquote unbe
rührt. Es ergeht lediglich ein (star
kes) Signal an die W irtschaft, um 
weltbelastende Prozesse durch um 
weltschonende zu ersetzen.

□  Die Höhe von Steuern braucht 
nicht w issenschaftlich begründet zu 
werden. Die M ehrwertsteuer ist 3%  
in Japan. 14% bei uns. 25%  in 
Irland, und niem and hätte die Kühn
heit. irgendeinen dieser Sätze w is
senschaftlich zu begründen.

□  Aus d iesen beiden G ründen kön
nen Um weltsteuern ohne weiteres 
bis in die G egend der von W icke ge
nannten Um weltschäden angeho
ben werden. Der erste Grund der 
Aufkom m ensneutra lität bedeutet, 
daß selbst hohe Um weitsteuern der 
W irtschaft als G anzes keinen Scha
den anzutun brauchen. Die Ö kono
men W allace P. ö a te s  und Edgar 
Browning in den USA haben sogar 
argumentiert, daß Um weltsteuern 
der W irtschaft weniger schaden als
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z.B. E inkom m ensteuern. Die künst
liche Verteuerung des Faktors Ar
beit durch Steuern habe sicher zur 
A rbeitslosigke it beigetragen, die ih
rerseits die Steuerlast we iter er
höht. Der zweite Grund bedeutet, 
daß man den strikten Beweiszwang 
abschütteln kann, we lcher noch 
stets die Sonderabgaben auf gerin
ger Höhe festgehalten hat.

Zu beachtende Kriterien

Daß Um weltsteuern ohne Scha
den für die W irtschaft auf so hohe 
W erte ansteigen können, heißt aller
dings noch nicht, daß man sie be
reits ohne weiteres und über Nacht 
einführen könnte. Erstens m üssen 
auch Um weltsteuern bestim m ten 
Kriterien gehorchen, und zweitens 
dürfen sie bei ihrer Einführung nicht 
als ökonom ischer Schock wirken. 
Sie m üssen also langsam  einge
führt werden.

Folgende Kriterien halte ich für 
w ichtig:

□  Um weltsteuern m üssen plausi
bel sein. Auch wenn es nicht m ög
lich ist, lupenreine Ursache-W ir- 
kung-Ketten zu etablieren, so muß 
dem  Verursacher von Schäden 
doch wenigstens ein guter Grund 
für d ie  Besteuerung vorgelegt wer
den. Bei Treibhausgasen. Kernener
gie und Fossilienenergie, Land
schaftsverbrauch, bei Nitrat. 
Schwerm etallen, Chlor (als G rund
stoff für vie le bedenkliche C hem ika
lien), Abfällen und Luftschadstoffen 
kann eine Um weltbelastung unter
stellt werden. Sie sind also Kandida
ten für die Besteuerung.

□  Die Um weltsteuern m üssen ein
fach und m it geringem  Verwaltungs
und Kontrollaufwand eingezogen 
werden können.

□  Um weltsteuern m üssen sozial 
gerecht sein. Wo sie weniger begü
terte Schichten benachteiligen, 
müssen diese Nachteile m it den M it
teln der Sozialpolitik ausgeglichen

werden, ohne daß dabei die Len
kungsw irkung gefährdet wird.

□  Um weltsteuern sollten EG-weit 
eingeführt werden. Dies dürfte aber 
grundsätzlich le ichter zu bewerk
stelligen sein als das EG-weite Har
m onisieren ehrgeiziger G renz
werte. w ie w ir sie für unsere stark 
belastete Um welt fü r nötig halten. In 
den südlichen EG-Ländern sind 
Grenzwerte kaum in der Praxis 
durchsetzbar. und bei G roßbritan
nien und Spanien stoßen w ir schon 
in den Verhandlungen stets auf här
testen W iderstand. Um weltsteuern 
sind auch in den anderen EG -Län
dern zwar erst neu in der D iskus
sion. aber sie gew innen gerade in 
ökonom isch denkenden Kreisen 
rasch Anhänger. Der neue britische 
Um weltm inister Chris Patten prä
sentierte als eine der ersten Am ts
handlungen m it vie l Zustim m ung e i
nen Bericht des Um weltökonom en 
David Pearce, der weltweite Um 
weltproblem e mit dem  S teuerinstru
ment zu behandeln vorschlägt. Und 
in Italien will M inister G iovanni Ruf- 
folo system atisch ökonom ische In
strum ente einschließlich Steuern 
einsetzen. nachdem  das ganze 
Ausmaß des Versagens der G renz
wertpolitik  m ittlerweile jedem  Italie
ner bewußt geworden ist. Der EG- 
Um weltkom m issar Carlo Ripa di 
Meana schlägt zum indest eine EG- 
weite C O j-S teuer vor. Das Europäi
sche Umweltbüro, Dachorganisa
tion von rund hundert Um weltver
bänden in der EG versucht, seine 
M itglieder am 30. Novem ber 1989 
m it den Vorzügen der Um w eltsteu
ern vertraut zu machen. Es ist viel in 
Bewegung. Deutschland ist also 
nicht etwa allein, wenn es sich in der 
EG für Um weltsteuern engagieren 
würde (anstatt die EG als Vorwand 
zu benutzen, nichts zu tun).

□  Die Sätze m üssen im Regelfall 
langsam aber stetig angehoben 
werden, z.B. im Laufe von 20-30 
Jahren. Dann haben Investoren
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eine l<lare, langfristige Perspektive 
bezüglich des Kostenrahm ens der 
Produktionsfaktoren. Investitions
ruinen, die niemand nützen, können 
auf diese Weise verm ieden werden.

Vorschläge für 
Umweltsteuersätze

Im Rahmen dieser Kriterien las

sen sich konkrete Vorschläge für 

Um weltsteuern und für Kom pensa

tionsm aßnahm en entw ickeln. Um 

einen faßbaren E indruck von m ögli

chen Um weltsteuern zu verm itteln 

(nicht als w issenschaftlich bew ie

sene W ahrheit!), seien einige Vor

schläge für Um weltsteuersätze ge 
nannt;

□  Energie; (a) Anstieg auf 2,- DM 
pro Liter Treibstoff (zusätzlich zu 
den heutigen Treibstoffsteuern, die 
vorzugsweise zur Finanzierung des 
Straßenbaus verw endet werden); 
(b) Anstieg auf 80 Pf/kg fossiler 
Brennstoffe (m it Sonderregelung für 
Verstrom ung); (c) Anstieg auf 30 Pf/ 
K ilowattstunde A tom strom  und 
Strom aus der fossilen Verbren
nung.

□  Bodenversiegelung: (a) Neuver
s iegelung; erst steil, dann langsam  
ansteigend auf DM 200,-/qm; (b) A lt
versiegelung; Anstieg auf DM 5,-/ 
qm.

□  W asser; Anstieg auf 20,- DM/m^ 
Abwasser; bei Abwasser eines gu 
ten und leicht testbaren Reinheits
grades DM 5,-/m^. Auch eine Fort
setzung der Abwasserabgabe, ihre 
schrittweise Erhöhung auf circa DM 
300,- pro Schadeinheit und ihre Um 
wandlung in eine Steuer käm e in 
Frage.

□  Müll; (a) Anstieg auf DM 100,-/ 
Tonne Hausm üll; (b) Anstieg auf DM 
1000,-/Tonne Sondermüll.

□  Luft; (a) Anstieg auf DM 2000,-/ 
Tonne S02, N 0 „  0 0  und Chlorkoh
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lenwasserstoffe; (b) Anstieg auf DM 
20,-/Tonne C O j.

□  Chem ikalien; (a) Anstieg aut DM 
2000,-/Tonne Chlor; (b) Anstieg auf 
DM 500,-/Tonne Nitrat; (c) Anstieg 
auf DM 200,-/kg Q uecksilber und 
Kadm ium ; (d) Anstieg auf DM 30,-/ 
kg Kupfer und Blei.

Jeder S teuersatz muß mit den 
Haupt- und Nebenbetroffenen be
sprochen und politisch ausgehan
delt werden, w ie das bei Steuern im 
mer der Fall ist.

Vier Einwände

Abschließend sollen einige nahe
liegende Einwände erwähnt und be
antwortet werden;

□  „Um w eltsteuern sind überflüs
s ig .“ Antw ort: Im konventionellen 
Um weltschutz, wo es um Verbote 
oder um G renzwerte für Schadstoff
em issionen geht, hat der Einwand 
eine gewisse Berechtigung, zum in
dest in reichen und adm in istra tiv 
hochentw ickelten Ländern mit e i
nem funktionierenden O rdnungs
recht. Aber bei F lächenverbrauch, 
Energieverbrauch, W asserver
brauch, Müll und bei den Treibhaus
gasen C O j und M ethan ist die 
G renzwerte-Politik eine stum pfe 
Waffe. Auch die U m w eltverträg lich
keitsprüfung (UVP) richtet hier w e
nig aus. Und in den m eisten Län
dern der Welt einschließlich einiger 
EG-Länder scheint die Durchset
zung von Grenzwerten und Um w elt
verträg lichkeitsprüfungen die Kräfte 
des Staates zu übersteigen.

□  „Um w eltsteuern vergrößern 
nicht den Haushalt des U m w eltm in i
s ters." Antw ort: Diese Aussage
trifft zu. Aber sie ist kein Einwand. 
Die staatlichen Ausgaben des Um 
weltm inisters bedürfen keiner Privi
legierung gegenüber anderen 
Haushaltstiteln. W enn der gese ll
schaftliche Konsens bzw. die parla
m entarischen M ehrheiten im Laufe

der Zeit zu einer Aufstockung des 
Um weltetats führen -  um so besser.

□  „U m w eltsteuern dienen nicht 
der Lenkung, sondern sind bloß ein 
M ittel zur Erhöhung der S taats
quote oder zur Erreichung anderer 
Z ie le .“ Antw ort: Um welt-Sonder
ausgaben bedeuten fast im m er eine 
Erhöhung der S taatsquote, Um welt
steuern können und sollen aufkom 
m ensneutral sein. Die Lenkungswir
kung ist zugegebenerm aßen relativ 
grob, aber wenigstens in der richti
gen R ichtung. Sie muß nicht nur mit 
der Lenkungsw irkung von fein aus
geklügelten (und entsprechend ver
waltungsaufwendigen) Sonderab
gaben, sondern auch mit der Len
kungsw irkung derjenigen Steuern 
verglichen werden, die sie schritt
weise verringern sollen. Und die 
ökologische (und selbst ökonom i
sche) Lenkungsw irkung von Ein
kommen-, Körperschaft- oder Mehr
wertsteuern ist alles andere als po
sitiv.

□  „U m w eltsteuern verebben." A nt
wort: Erstens sollen die Um welt
steuersätze ja über viele Jahre an- 
wachsen. Also w ird in d ieser Peri
ode selbst bei sehr erfolgreichem  
Sparen das Aufkom m en ständig 
wachsen. Zweitens sind die von mir 
genannten Faktoren Energie-, 
Land-, W asserverbrauch und Abfall 
von einer Art, daß sie nicht auf Null 
zurückgehen. Und drittens bleibt es 
dem Staat unbenom m en, später 
entstehende Deckungslücken w ie
der m it herköm m lichen Steuern zu 
decken.

Natürlich muß man festhalten, 
daß Um weltsteuern, wenn sie denn 
e ingeführt werden, nicht ein A llhe il
m ittel für die Um welt sind. Die be
währten Instrum ente m üssen erhal
ten und einige neue entw icke lt wer
den, so die Erweiterung der 
Um welthaftung, die Verbesserung 
der Um weltin form ation, die ökologi
sche Buchführung, und durchaus 
auch einzelne Um weltabgaben.
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